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Nach Northvolt-Pleite: Politikerhaftung einführen und Schaden
vom Steuerzahler abwenden
Der schwedische Batterie-Konzern Northvolt, der 2023 ein
Darlehen der deutschen staatseigenen KfW-Bank über
600 Millionen Euro für den Bau einer Batteriefabrik in
Schleswig-Holstein erhalten hatte, hat Insolvenz
angemeldet. Für die Steuerzahler bedeutet dies sehr
wahrscheinlich einen Verlust von etwa 620 Millionen Euro.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
AfD, mahnt, dass die Steuerzahler erneut für die
Unfähigkeit der Regierenden – in diesem Fall
Wirtschaftsminister Robert Habeck – zur Kasse gebeten
werden:

„Die Bürger erwirtschaften mit ihrer Hände Arbeit das
Geld, das diese Regierung sinn- und planlos aus dem
Fenster wirft. Fehlentscheidungen führen insgesamt zu
Milliardenverlusten, ohne dass dies irgendwelche
Konsequenzen für diejenigen hätte, die die
Entscheidungen treffen. Weil es so nicht weitergehen kann
und darf, habe ich schon vor geraumer Zeit im Deutschen
Bundestag einen Gesetzentwurf zur Einführung einer
Haftung von Bundesministern bei
Amtspflichtverletzungen (Drucksache 20/13805)
eingebracht. Dieses Gesetz würde dazu führen, dass
Minister ihre Entscheidungen deutlich gründlicher
hinterfragen müssten, da sie – und nicht nur die
Steuerzahler – dann selbst zur Kasse gebeten werden
könnten.“



Pressemitteilungen
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Wie Medien berichten, hat das Bundeskabinett eine lange
Liste mit Beförderungen in unterschiedlichen Ministerien
durchgewunken. Besonders stark vertreten sind
Mitarbeiter im Auswärtigen Amt, dem
Verteidigungsministerium sowie dem Wirtschafts- und
dem Innenministerium.

Stephan Brandner, stellvertretender Bundessprecher der
Alternative für Deutschland, bewertet diese Praxis, die
immer am Ende der Legislaturperiode von den noch
Regierenden durchgeführt wird, als schäbig.

„Auf die letzten Tage befördern die Noch-Minister ihre
engsten Vertrauten und sichern somit großzügig die
Pfründe vor allem der Parteifreunde, die in einer
kommenden Regierung keine Rolle mehr spielen werden,
bis zu deren Lebensende. Auf Kosten der Steuerzahler
schanzt man sich exorbitante Summen und bestens
dotierte Posten zu, wohl wissend, dass die nächste
Regierung keine Verwendung mehr für diese Angestellten
und Beamten haben wird. Diese ‚Operation Abendsonne‘
führt am Ende jeder Legislaturperiode dazu, dass der
Beamtenapparat weiter aufgebläht wird. Wir brauchen
aber einen massiven Stellenabbau statt einen immer
größeren Regierungsapparat.“

Beförderungsorgien kurz vor Ende der Legislaturperiode sind
schäbig

Die Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) in
Wiesbaden teilte mit, dass „Ampel-Aus“ zum „Wort
des Jahres“ 2024 gekürt wurde.

Stephan Brandner, stellvertretender
Bundessprecher der Alternative für Deutschland,
betont, dass das „Ampel-Aus“ ein Segen für
Deutschland sei und sich der Begriff somit
hervorragend als Wort des Jahres eigne.

„Die Ampel-Jahre hinterlassen Deutschland in
einer schrecklichen Verfassung: Die schlechteste
Regierung aller Zeiten hat nichts verbessert,
sondern vieles verschlechtert. Die deutsche
Wirtschaft liegt brach, viele Menschen haben
Angst um ihre Existenz, um ihre Häuser und um
ihre Rente. Die Regierung hat keinerlei Lösungen
für die drängenden Probleme unserer Zeit, sie hat
uns an den Rand des Krieges geführt und setzt
Ideologieprojekte über eine vernünftige Politik für
die Bürger. Das ‚Ampel-Aus‘ befreit uns von
katastrophalen Ministern und einer fehlgeleiteten
Politik. Ein würdiges Wort des Jahres.“

Wort des Jahres „Ampel-Aus“ macht Hoffnung



Der etwas größere Adventskalender 
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Aktuelle Videos
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https://youtu.be/UfEqswUxaRc?si=M6oeziK55ylx07Sl
https://youtu.be/lL0YVlvj4X4?si=otZIyANwupAvdifE
https://youtu.be/-dIGWj8vMDg?si=43_Ym6J0JRts5zVn


Interview im Deutschen Bundestag
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Fraktionssitzung im Deutschen Bundestag
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Nominierung für die Landesliste durch den KV
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Stephan Brandner und Michael Kaufmann als
Kandidaten des AfD-Kreisverbandes Gera-
Jena-Saale-Holzlandkreis für die Thüringer

Landesliste gewählt

Der AfD-Kreisverband Gera-Jena-Saale-
Holzlandkreis hat gestern Abend mit sehr
großer Mehrheit Stephan Brandner und

Michael Kaufmann als seine Kandidaten für
die Wahl zur Landesliste der AfD für die

Bundestagswahl nominiert. Kaufmann war der
erste Spitzenkandidat der AfD-Thüringen,
Stephan Brandner hatte diese Rolle in den

letzten beiden Wahlkämpfen inne.

Brandner freut sich über das ihm
entgegengebrachte Vertrauen und betont, wie

wichtig ihm die Unterstützung seines
Kreisverbandes ist:

„Es ist gut und wichtig zu wissen, dass die
eigene Arbeit von der Parteibasis

wertgeschätzt wird und man sich auf die
Unterstützung der Mitglieder verlassen kann.

Ich freue mich schon jetzt auf einen kalten
heißen Wahlkampf!“



Wahl Alice Weidels zur Kanzlerkandidatin
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Unterwegs in Gera
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Befragung der Bundesregierung und Fragestunde

Am Mittwoch fragte Stephan Brandner Reem Alabali-Radovan, Staatsministerin beim Bundeskanzler zu den von Olaf
Scholz durchgeführten Bürgerdialogen: „Im Rahmen dieser Bürgerdialoge ist der Bundeskanzler öfters schon mal
auffällig geworden durch komisches Kichern oder Lachen. Wir haben alle noch vor Augen, dass der Kanzler geschildert
hat: 
„Neulich kam jemand zu mir und sagte: ‚Herr Scholz, ich habe meinen Elektroofen gerade auf einen Gasofen umgestellt‘,
und da wusste ich gar nicht, wie traurig ich gucken sollte.“
Und da fing der Kanzler an zu kichern. Im Juli 2023 ging es um den Inflationsausgleich. Da hat der Kanzler lachend erklärt
- Zitat -: „Da fragte mich eine 20-Jährige, wie es mit der Rente ist. Nachdem ich mich davon erholt hatte, habe ich ihr eine
Antwort gegeben.“
Und dann fing er an zu lachen. In Lüneburg gab es dann auch so etwas: Da ging es um die Lieferung von Taurus-Raketen
an die Ukraine, und auch da fing der Kanzler an zu kichern und zu lachen. Meine Frage ist: Inwieweit wird der Umgang mit
den Sorgen und Nöten der Bürger widergespiegelt in diesem Kichern und Lachen des Bundeskanzlers?“
 
Kernenergie für die Energieversorgung Deutschlands

Der Bundestag hat am Mittwoch auch über die Energieversorgung in Deutschland beraten. Dazu lagen den
Abgeordneten mehrere Anträge der AfD-Fraktion vor. Die Ausschüsse für nukleare Sicherheit und für Energie hatten
dazu Beschlussempfehlungen. Gegen den Willen der Antragsteller überwies das Parlament die Anträge zurück an die
Ausschüsse.
 
In einem Antrag mit dem Titel „Moratorium für den Rückbau abgeschalteter Kernkraftwerke“ fordert die AfD-Fraktion die
Bundesregierung auf, den Rückbau aller abgeschalteten Kernkraftwerke, die wieder betriebstüchtig gemacht werden
können, unverzüglich zu stoppen. Die zuständigen Landesregierungen sollen angewiesen werden, die Genehmigungen
zum Rückbau abgeschalteter Kernkraftwerke zu widerrufen.
 
In Deutschland entwickelt sich die Lage dramatisch in die falsche Richtung - insbesondere die im Jahr 2022 durch den
Russland-Ukraine-Konflikt nur sichtbar gewordenen Probleme bei der Energieversorgung sind hausgemacht und
vernichten Wohlstand bei gleichzeitig schwindender Versorgungssicherheit, heißt es in einem zweiten Antrag der AfD-
Fraktion. Die Energieversorgung müsse in Hinblick der gerade jetzt notwendigen Versorgungssicherheit durch
nichtvolatile Quellen, insbesondere durch saubere fossile und nukleare Kraftwerke, unbedingt sichergestellt werden,
schreiben die Abgeordneten.
 
Die AfD-Fraktion fordert die Bundesregierung zudem auf, schnellstmöglich einen Beitritt der Bundesrepublik
Deutschland zur europäischen Nuklearallianz anzustreben und zu vollziehen. Zur Begründung heißt es in dem dritten
Antrag der AfD-Abgeordneten: „Auch wenn die kommerzielle elektrische Nutzung der Kernenergie in Deutschland seit
dem 15. April 2023 vorerst unzulässig ist, ist sie in Europa noch weit verbreitet. Davon profitiert auch Deutschland.“ Aus
dem Land mit dem höchsten Anteil an nuklearer Stromerzeugung, Frankreich, habe Deutschland in den Monaten Mai,
Juni, Juli und August 2023 rund. 1.000, 800, 100 und 700 GWh importiert, Trotz der Gesetzeslage in Deutschland habe
weder der Wirtschaftsminister, noch der Leiter der Bundesnetzagentur ein Problem mit Strom aus kerntechnischer
Erzeugung in Europa.
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Recht - Mindestspeicherung von IP-Adressen zur Verbrechensaufklärung

Um die Mindestspeicherung von IP-Adressen im Interesse einer verbesserten Verbrechensaufklärung ging es in einer
Bundestagsdebatte am Donnerstag. Den Abgeordneten lag ein Gesetzentwurf der CDU/CSU-Fraktion „zur Verbesserung
der Verbrechensaufklärung – Einführung einer Mindestspeicherung von IP-Adressen und Wiederherstellung der
Funkzellenabfragemöglichkeit“ vor, der im Anschluss an die knapp 70-minütige Debatte an die Ausschüsse überwiesen
wurde. 
Ablehnend gegenüber der Vorratsdatenspeicherung äußerte sich auch Stephan Brandner. Er warf der Union vor,
Kinderpornografie als „Vorwand“ zu nutzen, um einen „perfekten Überwachungsstaat“ zu schaffen. Brandner verglich
die Vorschläge der Union mit den dystopischen Zuständen aus George Orwells Roman „1984“. Er machte deutlich, dass
die AfD es nicht unterstützen würde, den Bürger zu bespitzeln und die Opposition „mundtot zu machen“.
Natürlich müsse Kinderpornografie bekämpft werden, „da sind wir uns völlig einig. Ob wir den Grünen da über den Weg
trauen können, weiß ich nicht. Ihr Verhältnis zur Kinderpornografie und zu Kinderschändern ist ja etwas ungeklärt,“ sagte
Brandner in seiner Rede dazu. Das dürfe aber nicht auf Kosten der unschuldigen Bürger geschehen. Die AfD stehe für die
Freiheit im Internet und lehne die flächendeckende Datenspeicherung daher strikt ab, so der Abgeordnete.

Migrationspolitik - Historische Chance für ein Ende der Grenzöffnung

Im Bundestag ist es am Donnerstag zu einem erneuten Schlagabtausch über die deutsche Migrationspolitik gekommen.
Ein Antrag der AfD-Fraktion mit dem Titel „Kehrtwende in der Migrationspolitik jetzt einleiten – Maßnahmen zur
sofortigen Beendigung der illegalen Einwanderungsströme treffen“ wurde mit der Mehrheit von SPD, CDU/CSU, Bündnis
90/Die Grünen und FDP zurück an den Innenausschuss überwiesen. Eine Beschlussempfehlung des Ausschusses für
Inneres und Heimat, in der die Ablehnung empfohlen worden war, wurde damit nicht abgestimmt.
 
Stephan Brandner sagte dazu in einer Debatte zur Geschäftsordnung: „Die Altparteien, die Kartellparteien greifen wieder
tief in die Trickkiste der Geschäftsordnung und versuchen jetzt was völlig Absurdes, nämlich fertige Gesetzentwürfe, die
auf der Tagesordnung des Deutschen Bundestags stehen, in die Ausschüsse zurückzuüberweisen. Jetzt kann man sagen:
„Gut, vielleicht wollen Sie ja was daran ändern, oder Sie haben andere inhaltliche Vorstellungen“; aber das wollen Sie
nicht. Sie wollen einfach blockieren. Sie verlagern Ihre Kahlschlagstrategie aus den Ausschüssen jetzt auch ins Plenum.
Das ist einfach schäbig.“
 
In der Debatte warf Dr. Bernd Baumann der Union bewusste Wählertäuschung vor. Baumann sprach von einer
„historischen Chance“, dem „Wahnsinn der Grenzöffnung von 2015 ein Ende“ zu setzen. Es gäbe in dieser Frage erstmals
eine Mehrheit, doch wolle die Union nach der Bundestagswahl mit der SPD und gegebenenfalls den Grünen eine
Regierung bilden und verhindere deshalb eine namentliche Abstimmung über die AfD-Vorlagen. ฀
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AfD-Antrag auf Aufhebung des Heizungsgesetzes debattiert
Der Bundestag hat sich am Freitag mit dem sogenannten Heizungsgesetz befasst. Dazu lag ein Antrag der AfD-Fraktion
mit der Forderung vor, dass das Heizungsgesetz aufgehoben werden soll. 
 
Am 1. Januar 2024 trat die letzte Änderung des Gesetzes zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer
Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in Gebäuden - das sogenannte Heizungsgesetz - in Kraft. Fast ein Jahr später
sehen die Abgeordneten der AfD-Fraktion nach dem Bruch der Ampelkoalition die Chance der Opposition, zu der nun
auch die FDP gehöre, den von ihr so betitelten „Heizhammer“ zurückzunehmen. In dem Antrag fordert die AfD-Fraktion
die Bundesregierung auf, umgehend einen Gesetzentwurf zur Außerkraftsetzung der am 1. Januar 2024 in Kraft
getretenen Novellierung des Gesetzes zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme-
und Kälteerzeugung in Gebäuden einzubringen.
 
Mit einer breiten Mehrheit beschloss das Parlament, den Antrag zur weiteren Beratung an die Ausschüsse zu
überweisen. Die AfD stimmte gegen die Ausschussüberweisung, weil sie den Antrag direkt abstimmen lassen wollte, um
keine Zeit zu verlieren und um die Fraktionen dazu zu bringen, endlich Farbe zu bekennen für oder gegen den
Heizhammer.

Aktuelle Stunde zum Straftatbestand der Politikerbeleidigung

Die AfD-Fraktion spricht sich für die Abschaffung des Paragrafen 188 des Strafgesetzbuches (Gegen Personen des
politischen Lebens gerichtete Beleidigung, üble Nachrede und Verleumdung) aus. Mit diesen Sonderrechten müsse
Schluss sein, forderte Stephan Brandner in einer von seiner Fraktion beantragten Aktuellen Stunde mit dem Titel
„Paragraf 188 StGB abschaffen – Keine Einschränkung der Meinungsfreiheit durch den Straftatbestand der
Politikerbeleidigung“ am Freitag.
 
In seiner Rede betonte Brandner: „Wir Politiker sind nicht besonders schützenswert. Die Öffentlichkeit ist Teil unseres
Jobs. Wir suchen die Öffentlichkeit. Wir suhlen uns in der Öffentlichkeit. Wir gehen mit Wonne in die Öffentlichkeit. Und
warum sollen wir durch das Strafrecht besser geschützt werden als normale Menschen? Wir Politiker sind nicht die
Schwachen, die den besonderen Schutz des Strafrechts benötigen. Wir sind keine Majestäten, keine Könige, keine
Prinzen. Wir sind die Angestellten der Bürger, die uns wählen und bezahlen.“
 
„Dieses Sonderrecht wurde 2021 geschaffen als Maßnahme gegen Hass und Hetze und Rechtsextremismus von den
Politikern, die jetzt davon profitieren. Mich persönlich erinnert das an die staatsfeindliche Hetze im Strafgesetzbuch der
DDR oder das Gesetz gegen heimtückische Angriffe auf Staat und Partei aus dem Jahr 1934“, so Brandner weiter.
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Anmeldung unter:
stephan.brandner.ma02@bundestag.de

Anmeldung unter:
stephan.brandner.ma11@bundestag.de

Anmeldung unter:
stephan.brandner.ma04@bundestag.de
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Wahlkreisbüro Zeulenroda
Schleizer Straße 8
07937 Zeulenroda-Triebes
Tel.: 03 66 28 - 96 35 02
zeulenroda@
brandner-im-bundestag.de

Geöffnet: Mo. und Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Sömmerda
Weißenseer Straße 8 
99610 Sömmerda
Tel.: 0 36 34 - 69 22 888
soemmerda@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Mo. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gera
Rudolf-Diener-Straße 21
07545 Gera
Tel.: 03 65 - 20 42 41 30 
Fax: 03 65 - 22 69 12 50
kontakt@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Di. bis Do. 10-17 Uhr

Wahlkreisbüro Gößnitz
Zwickauer Straße 11 
04639 Gößnitz
Tel.: 03 44 93 - 25 95 13
goessnitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. und Fr. 10-17 Uhr

Wir sind für Sie da:

 
www.facebook.com/stBrandner 

www.instagram.com/stephanbrandner 

www.youtube.com/c/stephanbrandnermdb 

t.me/StephanBrandnerMdB 

www.tiktok.com/@brandner_afd

Besuchen Sie mich auch im Netz
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+++NEU ab 24.11.2024+++
Wahlkreisbüro Meuselwitz
Bebelstraße 21 
04610 Meuselwitz 
meuselwitz@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. 10-17 Uhr

+++NEU ab 1.12.2024+++
Wahlkreisbüro Weida
Platz der Freiheit 9
07570 Weida 
weida@
brandner-im-bundestag.de
Geöffnet: Do. 10-17 Uhr und jeden 1. Samstag im Monat 8-11 Uhr


